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Als Anfang der 1990er Jahre die rassistischen Über-
griffe massiv zunahmen, reagierte die Bundesregierung 
mit einem Programm gegen Aggression und Gewalt, das 
den Ansatz akzeptierender Jugendarbeit bein haltete. 
Die pointierte Kritik an dem Programm: »Glatzen pflege 
auf Staatskosten«. Rechtsextreme Jugend liche konnten 
sich in staatlich finanzierten Räumen ideologisch schu-
len und ihre Kampfkünste trainieren. Zwanzig Jahre spä-
ter besteht die Gefahr, dass Fehler wiederholt wer den.
Wenige Monate nachdem der 23-jährige Thorsten Lamprecht 
1992 von Skinheads erschlagen wurde, besuchten die Ministe-
rinnen Angela Merkel und Sabine Leutheusser-Schnarrenber-
ger einen Magdeburger Jugendclub, der als  Nazi-Treffpunkt 
galt. Auch Beteiligte des Überfalls wurden dort vermutet. 
Harmonische Gruppenfotos dokumentieren den Besuch: die 
Ministerinnen umringt von kahlrasierten jungen Männern 
in Bomberjacke. Ein anderes Bild zeigt einen der Skinheads 
am Rande des Treffens, schelmisch lächelnd und den Arm 
zum Hitlergruß erhoben. So skurril diese Fotos aus heutiger 
Sicht anmuten, so bedrückend wirken sie als Zeugnis einer 
fatalen Fehlwahrnehmung rechtsextremer Einstellungen un-
ter Jugendlichen.
Die gewalttätigen rassistischen Pogrome in Hoyerswerda 

und  Rostock waren der Höhepunkt einer verantwortungslos 
geführten Asyldebatte. Während die rechten Täter nur halb-
herzig verfolgt wurden, fühlten sich viele Politikerinnen und 
Politiker in ihrer Haltung bestätigt, dass eine weitere Zuwan-
derung die rassistischen Einstellungen noch befördern wür-
de. Die gewalttätigen Übergriffe wurden als »Volkes Wille» 
umgedeutet, dem nachgegeben werden müsse, um Schlim-
meres zu verhindern. Große Teile des liberalen Asylrechts 
wurden mit breiter Mehrheit von CDU/CSU, SPD und FDP 
faktisch abgeschafft. Eine Bankrotterklärung staatlichen 
Handelns: vor den Augen der jubelnden Menge werden die 
angegriffenen Asylsuchenden zu Unterkünften in abgelege-
nen Wäldern abtransportiert und nicht geschützt.
Die Wahrnehmung des Problems bezog sich allein auf ju-
gendliche Täter. Dass die große Mehrzahl der Bevölkerung 
deren Einstellungen teilte und unterstützte, geriet dabei aus 
dem Blick. Eine Einschätzung, die eine Auseinandersetzung 
mit den gesamtgesellschaftlichen Ursachen der Pogrome ver-
stellte. Ein mit 20 Millionen D-Mark pro Jahr ausgestattetes 
»Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt» sollte 
die Jugendhilfestrukturen in den Neuen Ländern etablieren 
und Antworten auf die »Probleme der Jugend» geben. In der 
praktischen Umsetzung sah das so aus, dass die jugendlichen 

Rechtsextremen mit Freizeitaktivitäten wie Fahrten, Selbst-
verteidigungskursen und betreuten Wohngemeinschaften 
belohnt wurden. 

Glatzenpflege auf Staatskosten
Mit Stolz verkündete die damalige Bundesjugendministerin 
Angela Merkel, dass es endlich gelungen sei »junge, bisher 
gewaltgeneigte Menschen in sinnvolle Projekte einzubinden 
und gewalttätigen Ausschreitungen vorzubeugen«. Auch 
vermeintliche Erfolgsgeschichten konnte das Ministerium 
benennen: nach zähen Verhandlungen entfernten Neonazis 
die Reichskriegsflagge vom Dach ihres staatlich geförderten 
Jugendclubs. Und auch bei einer Gruppe Nazi-Skinheads aus 
einer Lehrlingswerkstatt in Halle war der Erfolg sichtbar: 
»anfangs hatten die alle eine Glatze, aber inzwischen sehen 
sie wieder normal aus».
Die Sicherheitsbehörden vermeldeten anderes. Die Zahl der 
Gewalttaten stieg erheblich an, besonders unter Jugendlichen. 
Und auch die Städte mit staatlich finanzierten Antigewalt-
projekten  blieben weiterhin als Brennpunkte zu betrachten. 
Der unpolitische Titel des Programms deutet die fatale Fehl-
einschätzung des Problems durch politisch Verantwortliche 
bereits an. In der Praxis waren viele ungeschulte Personen 

Zurück zur Glatzenpflege?

Als Kriminalpolizist kämpfte Bernd Wagner in der DDR 
und in der Bundesrepublik gegen Rechtsextremismus. 
Im Jahr 2000 gründete er mit Unterstützung der 
Stiftung die Aussteigerinitiative EXIT.

In den 90er Jahren sahen sich die Neuen Bundesländer mit 
einer scheinbar plötzlich auftretenden rechtsextremen Ju-
gendszene konfrontiert. Woher kamen diese Strukturen?
Die 90er Jahre waren von der militanten Aktion nazisti-
scher Rechtsradikaler in Ost und West gekennzeichnet. Sie 
entsprach der damaligen Hoffnung auf einen von der Be-
völkerung mitgetragenen »nationalen Aufbruch«. Der Staat 
und die Politik erschienen führungsschwach, die nazistische 
Bewegung stark. Die Potenziale wurden zusammengezogen 
und formierten sich zu militanten Netzwerken. Sie brachten 
den Rechtsradikalismus aus der DDR und der BRD zusam-
men. Auch parteipolitisch gab es mit der NPD wieder eine 
Aufwärtsbewegung der Rechtsradikalen.

Wie verlief die Vereinigung der Nazi-Szenen aus Ost und 
West?
Die Führer aus beiden deutschen Staaten gingen aufeinander 
zu, alte Kontakte wurden aktiviert. So konnte man auf ehe-
malige DDR-Nazis, die in den Westen gegangen oder dorthin 
verkauft wurden zurückgreifen. Leute wie Michael Kühnen 
waren ohnehin berühmt und wurden mit offenen Armen im 
Osten empfangen. Kühnen zum Beispiel entwickelte sogar 
einen speziellen Aufbauplan Ost um zügig an die »Nationale 
Revolution« heranzukommen.

Wie reagierte die rechtsextreme Szene auf das großflächige 
Angebot der Jugendarbeit?
Die auf vielfältigen Fehlanalysen fußende »akzeptierende 
Jugendarbeit« wirkte auf die Rechtsextremisten wie ein Ge-
schenk des Himmels: Räume und Schutz waren nicht selten 

der Ertrag für die braune Szene. Das Ganze entglitt der Ab-
sicht die jungen Rechtsradikalen wieder auf einen demokra-
tischen und gewaltfreien Weg zu bringen, weil die Entwick-
lungen missverstanden wurden. Das spricht nicht gegen die 
Idee mit jungen Rechtsradikalen zu arbeiten. Es gab auch 
einige Projekte die erfolgreich waren. Jedoch sollten die Ma-
cher wissen was sie tun. Dabei sind Sozialpädagogen keine 
Wundertäter – was von ihnen erwartet wurde. Es beginnt 
schon damit, zu verstehen, dass Rechtsradikalismus kein Ju-
gend- und Sozialisationsproblem ist, auch wenn Jugendliche 
oft auffällige Symptomträger sind. Leider haben Sozialpäda-
gogik und Repression, mithin auch die Politik bis heute nicht 
allzu viel dazugelernt.

Als wissenschaftliche Begleitung übten sie früh Kritik am 
»Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt».
Das »Aktionsprogramm« der damaligen Jugendministerin in 
den neuen Bundesländern war als Idee zeitgerecht und ver-
nünftig. Verhängnisvoll wirkte sich das fachliche Paradigma 
aus, was dem Programm unterlegt wurde.« In den Mittel-
punkt geriet die Vorstellung des Rechtsradikalismus als so-
zialisatorischen Defekts. Die kritiklose Übernahme der unter 
westdeutschen Verhältnissen kleinteilig zu Recht erprobte 
»akzeptierenden Jugendarbeit« tat ein Übriges. In einigen 
östlichen Bundesländern und Kommunen wurde die »ak-
zeptierende Jugendarbeit« zu einem größeren Feldversuch 
aufgeblasen, von den Vertretern wie eine Gottheit verehrt. Es 
wurde ein Geschäft und von seinem sozialen und politischen 
Sinn entleert. 

Ist es in einem von Staatsversagen geprägten Sozialraum 
überhaupt möglich, eine ausstiegsorientierte Jugendarbeit 
aufzubauen?
Ich erwarte derzeit kein strategisches staatliches Handeln 
im Feld der Auseinandersetzung mit freiheitsfeindlichen 

Bestrebungen außer dem verfassungsrechtlich gebotenen 
Schutz von potenziellen Opfern, der systemisch nur schlecht 
gewährleistet wird. Die Bürokratie sollte sich darauf konzen-
trieren günstige Rahmenbedingungen zu stellen und keine 
exekutive Überwachung der Bürgerinitiative und der fachli-
chen Profis. Wenn der Staat auf allen Ebenen einen paradig-
matischen Wandel einleiteten würde, wäre es möglich, eine 
sinnvolle deradikalisierende, ausstiegsorientierte Jugendar-
beit aufzubauen und zu qualifizieren. Dann können die ver-
wertbaren Erfahrungen der Jugendarbeit mit Rechtsradika-
len zur Geltung kommen und Impulse für die demokratische 
Kultur insgesamt gesetzt werden.

Das Interview führte Robert Lüdecke. Die ausführliche Fassung 
finden Sie auf www.mut-gegen-rechte-gewalt.de
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»Die Macher sollten wissen, was sie tun»



5 Schwerpunkt
mit dem Ansatz der akzeptierenden Jugendarbeit überfor-
dert. Sie verstanden ihre Aufgabe nicht darin, die Ideologie 
der Jugendlichen zu hinterfragen, sondern akzeptierten diese 
als Ausdruck von Desintegration und Orientierungslosigkeit. 
Rechtsextreme Äußerungen und Gewalt wurden so als Mittel 
zur Erfahrung von Anerkennung toleriert und zu Sympto-
men anderer Ursachen kleingeredet. Die Folgen waren ver-
heerend:  die menschenfeindlichen Einstellungen nicht zu 
thematisieren, heißt diese gesellschaftlich zu rehabilitieren.

Vom Jugendclub zur national befreiten Zone
Auch Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt, 
die später als »Nationalsozialistischer Untergrund« mordend 
durch die Bundesrepublik zogen, lernen sich in einem Jenaer 
Jugendclub kennen, wo gewaltbereite, rechtsextrem orien-
tierte Jugendliche verkehren. Der Sozialarbeiter von damals 
erinnert sich an die Gäste, die seit der Eröffnung des Clubs 
regelmäßig kamen – später nur noch »um zu provozieren«. 
Doch da hatten sie sich längst radikalisiert, betrachteten den 
Stadtteil als »national befreite Zone«, die zum Angstraum 
für alternative Jugendliche und alle die wurde, die innerhalb 
 eines rechten Weltbildes als Feind gelten.
Auf eine zunehmende rechtsextreme Alltagskultur reagiert 
die Amadeu Antonio Stiftung, die sich 1998 mit zwei zen-
tralen Motivationen gründet. So sollen Betroffene rechter 
Gewalt unterstützt und ihre Situation in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen werden. Und diejenigen Menschen geför-

dert, die sich für eine demokratische Kultur einsetzen. Die 
Antwort auf das Problem kann nur eine gesamtgesellschaft-
liche sein: die Stärkung einer generationen- und milieuüber-
greifenden Alltagskultur, die Alternativen zum rechten Main-
stream öffnet.

Kampf gegen Rechts als Staatsräson?
In Reaktion auf einen Brandanschlag auf eine Synagoge in 
Düsseldorf im Jahr 2000 lässt sich ein Perspektivwechsel im 
staatlichen Umgang erkennen. Die Amadeu Antonio Stif-
tung berät die damalige Regierung zur Förderung zivilge-
sellschaftlicher Strukturen. Mit neuen Bundesprogrammen 
werden Mobile Beratungsteams unterstützt, die Engagierte 
und Kommunen bei der Stärkung demokratischer Struktu-
ren beraten. Betroffene rassistischer Gewalt finden Hilfe bei 
Opferberatungsstellen. Und es werden zivilgesellschaftliche 
Projekte aufgelegt, die das Engagement für eine demokrati-
sche Gesellschaft gegen menschenfeindliche Ideologien fi-
nanziell absichern.
Doch weil die Förderung immer nur befristet und für mo-
dellhafte Projekte erfolgt, können sich die Träger der dauer-
haften Finanzierung  einmal aufgebauter Strukturen selten 
sicher sein. Mit immer neuen Ansätzen versuchen die De-
mokratieprojekte, eine Anschlussfinanzierung für die erwor-
bene Expertise zu sichern. Die Arbeit mit rechtsextrem Ori-
entierten stellt in diesen Jahren nicht den Schwerpunkt der 
Förderpraxis dar. Als in 2012 der Antrag eines Projektes beim 
Bundesprogramm »Toleranz Fördern – Kompetenz Stärken» 
für Aufsehen sorgt, hat das auch damit zu tun, dass es nach 
wie vor wenig Erfahrung in der Arbeit mit diesem Klientel 
gibt. Unter dem provokanten Titel »Dortmund den Dort-
mundern«, der den Sprachgebrauch und Hoheitsanspruch 
der jungen Neonazis aufgreift, sollen diese mit demokratisch 
orientierten, darunter auch migrantischen Jugendlichen über 
die Zukunft der Stadt diskutieren. Obwohl sogar geschulte 
rechtsextreme Kader explizit eingebunden werden sollen, be-
findet das Familienministerium das Projekt für förderwürdig.
Darf man mit Neonazis diskutieren?
Die Frage die im Raum steht, sind die fachlichen Standards 
in der pädagogischen Arbeit mit rechtsextrem Orientierten: 
So weiß man aus den Fehlern der 1990er Jahre, dass dringend 
zwischen Kadern und Orientierten unterschieden werden 

muss. Während die Arbeit in Gruppenkonstellationen mit ers-
teren keinen Sinn macht,  bedarf es besonderer Erfahrung für 
die Arbeit mit Letzteren. Die größte Gefahr:  Kader könnten 
diejenigen schulen, die noch kein geschlossenes Weltbild ha-
ben und sie für die rechten Szenen gewinnen. Eine Strategie, 
die sich auch beim Projekt in Dortmund zeigt: lokale Neo-
nazis zeigen sich auf einschlägigen Internetseiten begeistert, 
»dem breiten, politisch interessierten Publikum, vor Augen 
zu führen, warum ein radikaler Politikwechsel in unserem 
Land unumgänglich ist.« Nach medialer Aufmerksamkeit, 
fachlicher Kritik aus Theorie und Praxis wird die Förderung 
schließlich eingestellt. Dennoch bleibt ein Beigeschmack, der 
an die konzeptuellen Fehler der 1990er Jahre erinnert.
Ausstiegsorientierte Jugendarbeit muss ganzheitlich gedacht 
werden und alle Akteure einschließen. Das als Reaktion auf 
den NSU gegründete staatliche »BIKnetz - Präventionsnetz 
gegen Rechtsextremismus» stellt inzwischen begehrte finan-
zielle Mittel für Bildungsträger bereit, die pädagogische Leit-
linien erarbeiten sollen. Langfristige und fachliche Schulun-
gen sind dringend nötig, denn allzu oft werden auch heute 
geschulte Kader unhinterfragt in die Arbeit eingebunden. 
Eine kritische Auseinandersetzung mit dieser Praxis wäre 
deshalb unerlässlich. Dem gegenüber steht nach wie vor eine 
große Handlungsunsicherheit bei Pädagogen und Pädago-
ginnen im Umgang mit rechten Jugendlichen. Die Gefahr, 
die Fehler von damals zu wiederholen, ist groß. Die Schnitt-
mengen mit den Ansätzen der 1990er sind unübersehbar. Das 
beim Arbeitsministerium angesiedelte Programm »Ausstieg 
zum Einstieg», das in diesem Jahr ersatzlos endet, kann dafür 
nicht als Vorbild dienen. Im Vordergrund standen dort Pro-
jekte, die den Ausstieg aus der rechten Szene durch die Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt unterstützt sollten. Letztlich 
folgte also auch dieses Programm der 1990er-Logik der feh-
lenden Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für die rech-
ten Jugendlichen. Präventionsansätze sollten beim Einstieg 
und nicht beim Ausstieg ansetzen und vor allem rechtzeitig 
zivilgesellschaftliche Alternativen für Jugendliche unterstüt-
zen.

Von Robert Lüdecke
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Foto: Aus ihrer Gesinnung machen die Jungnazis keinen Hehl

Seit 600 Jahren leben Sinti und Roma in Deutschland, 
heute sind es ca. 120.000, die eine der größten Min-
derheitsgruppen in Deutschland bilden. Dennoch sind 
sie Opfer alltäglicher Diskriminierung, die mit der ak tu-
ellen Debatte über Armutsflucht noch befördert wird.
Mal wieder ein NPD Flugblatt: »Zigeunerflut stoppen! Kri-
minalität bekämpfen!« Mit gängigen Ressentiments  schüren 
Neonazis Ängste. Deutschland sei kein »Selbstbedienungsla-
den«, die Geflüchteten lägen dem Sozialsystem auf der Ta-
sche. 
Tatsächlich lebt der größte Teil der Sinti und Roma hier le-
gal und mit deutscher Staatsbürgerschaft. Etwa 70.000 haben 
ein zeitlich begrenztes Bleiberecht, ohne Arbeitserlaubnis 
und mit der ständigen Bedrohung der Abschiebung. In ihren 
Herkunftsländern leiden viele der Flüchtlinge unter massiver 
Verfolgung, Repression und Diskriminierung.
Die Angst vor »Überfremdung« oder einer Mehrbelastung 
des Sozialstaates ist anschlussfähig. Es ist nicht nur die extre-
me Rechte, die die Stimmung aufheizt. Auch führende Politi-
ker wie Bundesinnenminister Friedrich sprechen von einem 
Problem mit »Armutsflüchtlingen« aus dem Kosovo und Ru-
mänien. Dabei hat die lange Geschichte der Benachteiligung 
hat dazu geführt, dass viele Sinti und Roma in schwierigen 
sozialen Situationen leben und nur schwer Zugang zu Bil-
dung oder Unterstützung finden.
»Selbst können sie sich nicht helfen, in einer Gesellschaft in 
der erstmal alles Fremd ist!«
Milena Ademovic ist Mediatorin im Projekt Roma-Schul-
mediation der RAA Berlin. Sie betreut die sogenannte »Will-

kommen Klasse« an einer Grundschule in Berlin-Moabit, wo 
sie mit Kindern vor allem im Akkord Deutsch lernt, um ih-
nen den Einstieg in die schulische Laufbahn zu ermöglichen. 
»Ich bin wie eine Freundin, sie sollen sich bei mir fühlen wie 
zu Hause, sie sollen Spaß haben, keinen Druck, so lernt man 
am besten». Doch Milena ist mehr als Lehrerin: Sie ist vor 
allem Ansprechpartnerin für Eltern, Kinder und Lehrerinnen 
und Lehrer. 
Die sind dankbar für die Hilfe der Mediatorin, denn alleine 
würden auch sie daran scheitern, Kinder zu unterrichten, de-
ren Sprache sie nicht sprechen. Der Erfolg gibt dem Projekt 
recht: durch Hausbesuche, Unterstützung im Unterricht und 
Gesprächsbegleitung trägt es dazu bei, dass verspätete Ein-
schulung, unregelmäßiger Schulbesuch und vorzeitige Schul-
abgänge seltener werden und der Lernerfolg sichtbar steigt. 
Oft sind die Eltern selbst Analphabeten oder sprechen die 
deutsche Sprache nicht und können ihre Kinder im Schulall-
tag nicht unterstützen. Mit Spaß, Geduld und Verständnis für 
die Kultur macht Milena den Kindern und ihren Eltern das 
Bildungssystem und die Deutsche Sprache zugänglich – und 
hilft ihnen, sich in der neuen Heimat einzurichten. Es gibt 
viele Chancen und Möglichkeiten, um den beschwerlichen 
Weg für Sinti und Roma zu erleichtern. Doch solange Rechts-
extreme und demokratische Parteien gleichermaßen Armuts-
flüchtlinge zur »öffentlichen Gefahr» erklären, werden die 
Ressentiments kaum aufzulösen sein. Eine sachliche Debatte 
ist ein überfälliger erster Schritt, weitsichtige Projekte wie die 
Schulmediation die notwendige Konsequenz.

Von Alina Schittenhelm

Sinti und Roma in Deutschland – 
es braucht mehr als nur eine Debatte 
über Armutsflucht


